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Wirkt das Rauchverbot speziell in Restaurants und restaurantähnlichen Einrichtungen? 
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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1. Wie viele Verstöße gegen das Rauchverbot sind 

in den letzten zwölf Monaten von den Ordnungsämtern 

registriert worden? 

 

Zu 1.: Von den bezirklichen Ordnungsämtern wurden 

im Jahr 2015 insgesamt 571 Verstöße gegen das Rauch-

verbot in Restaurants oder restaurantähnlichen Einrich-

tungen festgestellt. Diese verteilen sich auf die Berliner 

Bezirk wie folgt: 

 

Bezirk 
Anzahl der 2015 

festgestellten Verstöße 

Charlottenburg-

Wilmersdorf 
4 

Friedrichshain-

Kreuzberg 
4 

Lichtenberg 21 

Marzahn-Hellersdorf 32 

Mitte 162 

Neukölln 78 

Pankow 50 

Reinickendorf 2 

Spandau 12 

Steglitz-Zehlendorf 4 

Tempelhof-Schöneberg 182 

Treptow-Köpenick 20 

 

Da in den bezirksinternen Statistiken die Verstöße 

nach dem jeweils festgestellten gravierendsten Verstoß 

erfasst werden, sind in der Übersicht nur die Fälle berück-

sichtigt, bei denen der Verstoß gegen das Gesetz zum 

Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens in der Öf-

fentlichkeit (Nichtraucherschutzgesetz - NRSG) der 

Haupttatvorwurf war. 

 

 

2. Gibt es für diese Verstöße räumliche Schwer-

punkte im Stadtgebiet? 

 

Zu 2.: Bei den von den bezirklichen Ordnungsämtern 

festgestellten Verstößen gegen das Rauchverbot in Res-

taurants und restaurantähnlichen Einrichtungen konnten 

bei den Kontrollen nur in einigen Bezirken räumliche 

Schwerpunkte ausgemacht werden. Diese befinden sich in 

der Regel in den Ortsteilen oder Kiezen mit einer beson-

ders hohen Gaststätten- bzw. Kneipendichte. Dazu gehö-

ren insbesondere folgende Ortsteile oder Kieze: 
 

 Nord-Neukölln (Neukölln) 

 Ortsteil Spandau (Spandau) 

 Hakenfelde (Spandau) 

 Ortsteil Schöneberg (Tempelhof-Schöneberg) 

 Oberschöneweide (Treptow-Köpenick) 

 

 

3. Wie werden entsprechende Verstöße geahndet? 

 

Zu 3.: Von den bezirklichen Ordnungsämtern festge-

stellte Verstöße gegen das Rauchverbot in Restaurants 

oder restaurantähnlichen Einrichtungen werden in der 

Regel mit Verwarnungs- bzw. Bußgeldern geahndet. 

Diese werden Einzelfall bezogen bei Würdigung der Ge-

samtumstände und unter Beachtung des gesetzlich vorge-

schriebenen Bußgeldrahmens, der bis zu einer Obergrenze 

von 1.000 € reicht, festgesetzt. Die von bezirklichen Ord-

nungsämtern verhängten Verwarnungs- oder Bußgelder 

können bezirksweise differieren, jedoch bewegen sie sich 

stets in dem gesetzlich vorgeschriebenen Rahmen. Mehr-

fachverstöße durch sogenannte „Wiederholungstäter“ 

können zu einer Erhöhung des fallbezogen festzusetzten 

Bußgeldes führen. Darüber hinaus wird bei der Ahndung 

der Verstöße auch zwischen der rauchenden Person und 

dem Gastwirt, der das Rauchen in seinen Wirtsräumen 

duldete, bei der Festsetzung des Verwarnungs- oder Buß-

geldes unterschieden. 

Aufgrund der Eigenverantwortlichkeit der Bezirke für 

ihr rechtsstaatliches Handeln gibt es keine berlineinheitli-

che Vorgehensweise für die bei Kontrollen festgestellten 

Verstöße gegen das Gesetz zum Schutz vor den Gefahren 
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des Passivrauchens in der Öffentlichkeit (Nichtraucher-

schutzgesetz - NRSG). Beispielhaft wird hier auf die sehr 

unterschiedliche Praxis bei der Ahndung von Verstößen 

gegen das Rauchverbot in Restaurants und restaurantähn-

lichen Einrichtungen in ausgewählten Bezirken verwie-

sen: 

 Charlottenburg-Wilmersdorf: Die Verwarnungs- 

und Bußgelder bewegen sich in der Höhe zwischen 

50 und 200 €. 

 Friedrichshain-Kreuzberg: Die festgestellten Ver-

stöße werden mit einem Bußgeld geahndet, das 

sich bei einem Folgeverstoß um 200 € erhöht. 

 Lichtenberg: Das durchschnittliche verhängte 

Bußgeld beträgt 400 €. 

 Neukölln: Vor Ort angetroffene Raucherinnen und 

Raucher werden in der Regel mit einem Verwar-

nungsgeld in Höhe von 35,- € belegt, das sofort bar 

zu entrichten ist. Das Regelbußgeld beträgt 60,- €. 

Festgestellte Verstöße, die sich auf die Duldung 

des Rauchens durch die Gaststättenbetreiberin oder 

den Gaststättenbetreiber bzw. durch die Verant-

wortlichen der Gaststätte beziehen, werden mit ei-

nem Regelbußgeld in Höhe von 200,- € geahndet. 

 Reinickendorf: Auch in diesem Bezirk wird bei der 

Festsetzung der Verwarnungs- und Bußgelder zwi-

schen dem Rauchenden (50 €) und der duldenden 

Gastwirtin bzw. dem duldenden Gastwirt (200 €) 

unterschieden.  

 Spandau: Die Verwarngelder gegenüber den Rau-

chenden belaufen sich in der Regel auf 50,- €, 

während gegen die Gaststättenbetreiberin bzw. 

dem Gaststättenbetreiber Bußgelder in Höhe von 

100,- € verhängt werden. 

 

 

4. Gab es bereits Fälle, bei denen mehrfach im sel-

ben Restaurant Verstöße gegen das Rauchverbot festge-

stellt wurden und wie werden in solchen Fällen Mehr-

fachverstöße geahndet? 

 

Zu 4.: Von den bezirklichen Ordnungsämtern konnten 

in Einzelfällen auch Verstöße gegen das Rauchverbot im 

selben Restaurant oder in derselben restaurantähnlichen 

Einrichtung festgestellt werden. Dieses kann dann im 

Einzelfall unter Ausschöpfung des Bußgeldrahmens sogar 

zu einer Steigerung der Bußgeldsätze auf bis zu 1.000 € 

führen. In besonders schweren Fällen kann es wegen der 

wiederholten Feststellung von Verstößen gegen das 

Rauchverbot im selben Restaurant oder und in derselben 

restaurantähnlichen Einrichtung auch zu einer Untersa-

gung nach dem Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des 

Passivrauchens in der Öffentlichkeit (Nichtraucher-

schutzgesetz - NRSG) kommen. Hierbei ist mitentschei-

dend, ob von einer Vorsätzlichkeit seitens der Gaststät-

tenbetreiberin bzw. des Gaststättenbetreibers ausgegangen 

werden kann. In Abhängigkeit von der einzelnen Fall-

konstellation kann auch eine Untersagung des Betriebes 

als Rauchergaststätte in Betracht kommen. 

 

5. Hält der Senat den personellen Einsatz der be-

zirklichen Ordnungsämter in diesem Zusammenhang für 

ausreichend? 

 

Zu 5.: Über die Stellenzuordnung entscheiden die Be-

zirke im Rahmen des Globalsummensystems eigenver-

antwortlich. Der Senat geht davon aus, dass die Bezirke 

nach Maßgabe ihrer vorhandenen personellen Kapazitäten 

und der geltenden Rahmenarbeitszeitregelung im Rahmen 

ihrer vielfältigen Aufgaben die Kontrollen nach dem 

Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens 

in der Öffentlichkeit (Nichtraucherschutzgesetz – NRSG) 

verantwortungsbewusst durchführen. 

 

 

Berlin, den 07. März 2016 

 

 

In Vertretung 

 

Andreas Statzkowski 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 14. Mrz. 2016) 


